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INHALT 
Seite

a) D ie in  einem  G eneralunternehm ervertrag enthaltene K lau­
sel des A uftraggebers »Innerhalb von 14 Tagen nach A bruf 
der einzelnen Teilbauabschnitte hat der A uftragnehm er dem 
A uftraggeber zu r S icherung säm tlicher A nsprüche aus diesem  
Vertrag bauabschnittsweise V ertragserfüllungsbürgschaften 
über 10 v.H . der unter § 6 vereinbarten Pauschalauftrags­
summe Zug um  Zug gegen Stellung einer Zahlungsbürgschaft 
durch den A uftraggeber in  gleicher H öhe auszuhändigen .«ist 
unw irksam , w enn auch M ängelansprüche gesichert w erden .
b) D er V erwender vorform ulierter K lauseln kann sich zur 
D arlegung eines Aushandelns nach § 305 A bs. 1 Satz 3 BGB 
nicht aussch ließ lich auf eine individualrechtliche Vereinba­
rung berufen, nach der über die K lauseln »ernsthaft und aus­
g ieb ig  verhandelt w urde«.
c) M it dem Schutzzw eck der §§ 305 ff. BG B ist nicht zu
vereinbaren , w enn Vertragsparteien unabhängig von den Vo­
raussetzungen des § 305 Abs. 1 Satz 3 BGB die G eltung des 
Rechts der A llgem einen G eschäftsbedingungen ind iv idual­
rechtlich aussch ließen.................................................................................. 326

a) Zur A bgrenzung von K aufvertrag und W erklieferungsver­
trag (hier: L ieferung von A lum in ium -Profilleisten  in  einem  
bestim m ten Farbton durch einen Fachgroßhändler für Bau­
bedarf).
b) Beim  K aufvertrag ist der vom Verkäufer eingeschaltete
H ersteller der Kaufsache nicht Erfüllungsgehilfe des V erkäu­
fers; gleiches g ilt gem äß § 651 Satz 1 BGB beim  W erkliefe­
rungsvertrag , w enn der L ieferant einen D ritten m it der Bear­
beitung der Sache betraut (Bestätigung von BG H Z 48, 121).. 337

a) Stellen sich die zur M ängelbeseitigung erforderlichen Kos­
ten als unverhältn ism äßig dar, so kann der Käufer von dem 
V erkäufer nur Ersatz des m angelbedingten M inderw erts der 
Sache verlangen.
b) O b die Kosten unverhältn ism äßig sind, ist aufgrund einer 
um fassenden W ürd igung der U m stände des E inzelfalls unter 
Berücksichtigung der in § 439 Abs. 3 BGB genannten K rite­
rien festzustellen.
c) Bei G rundstückskaufverträgen kann als erster A nhalts­
punkt davon ausgegangen w erden , dass die Kosten der M än­
gelbeseitigung unverhältn ism äßig sind, w enn sie entw eder den 
V erkehrswert des G rundstücks in  m angelfreiem  Zustand oder 
200 % des m angelbedingten M inderw erts übersteigen.
d) Für die B eurteilung der U nverhältn ism äß igkeit der Kosten
kom m t es auf den Beginn der M ängelbeseitigung durch den 
Käufer an. Stellt sich w ährend deren A usführung heraus, dass 
die Kosten höher als erw artet sind, steht dies einer Ersatzpflicht 
nur entgegen, w enn ein w irtschaftlich denkender Käufer die 
A rbeiten auch unter Berücksichtigung der bereits angefalle­
nen Kosten nicht fortführen w ürde bzw . fortgeführt h ä t te .... 350
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34.
9. IV. 14 
VIII ZR 404/12

a) D er Begriff der A llgem einen G eschäftsbedingung setzt 
eine Erklärung des Verwenders voraus, die den V ertragsinhalt 
regeln so ll. Für die U nterscheidung von allgem einen (verb ind­
lichen) V ertragsbedingungen und (unverb indlichen) Bitten, 
Em pfehlungen oder tatsächlichen H inw eisen  ist auf den Emp­
fängerhorizont abzustellen , w obei von einem  rechtlich nicht 
vorgebildeten D urchschnittskunden und den typischerweise 
gegebenen Verhältn issen auszugehen ist.
b) D ie bei der Prüfung des Vorliegens einer A llgem einen 
G eschäftsbedingung festgestellte R echtsverbindlichkeit kann 
nicht nochm als an dem auf eine Inhaltskontro lle ausgelegten 
M aßstab des § 307 Abs. 1 Satz 2 BGB (Transparenzkontrolle) 
gem essen und so w ieder in  Frage gestellt w erden.
c) Bei zw ischen Leasinggesellschaft und Vertragshändlern 
verb indlich vereinbarten form ularm äßigen »A b w ick lungs­
richtlin ien für das Leasinggeschäft« handelt es sich um eine 
Rahm envereinbarung, die ein D auerschuldverhältn is eigener 
A rt begründet, gerichtet auf Festlegung eines durch die A ll­
gem einen G eschäftsbedingungen konkretisierten Vertrags­
rahmens für künftig zw ischen den Parteien abzuschließende 
E inzelgeschäfte.
d) Die dem V ertragshändler in einem  Rahm envertrag m it der
Leasinggesellschaft form ularm äßig auferlegte Verpflichtung, 
Leasingfahrzeuge nach A blauf des Leasingvertrags zu einem 
vorab festgelegten Restwert zurückzukaufen , sow ie die in 
A usfü llung des Rahm envertrags h insichtlich eines konkreten 
Leasingfahrzeugs form ularm äßig eingegangene Rückkaufver­
pflichtung zum  vorab festgesetzten Restw ert (»A n kaufsga­
ran tie«) sind als H auptleistungsabreden e iner Inhaltskontro lle 
nach § 307 Abs. 1 Satz 1, A bs. 2 BGB entzogen............................ 362
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